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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Mehrere Kantone hatten bereits in den vergangenen Jahren die
Einbürgerungsbestimmungen für in der Schweiz aufgewachsene junge Ausländer
vereinfacht. Die Regierungen der französischsprachigen Kantone (ohne das Wallis) und
Berns unterzeichneten als Reaktion auf den gescheiterten Verfassungsartikel eine
Konvention, worin sie sich verpflichteten, die nötigen Schritte zu unternehmen, um die
vom geplanten Bundesgesetz vorgesehenen Erleichterungen in ihren Kantonen
einzuführen. 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 19.12.1994
HANS HIRTER

Öffentliche Ordnung

Im Jahr 2013 war in mehreren Kantonen der Beitritt zum verschärften
Hooligankonkordat debattiert worden. In drei Kantonen (Luzern, Neuenburg, Aargau)
konnte das im Vorjahr angenommene Konkordat in Kraft treten. Während im Kanton
Appenzell Ausserrhoden das Konkordat vom Kantonsrat angenommen und kein
Referendum ergriffen worden war, lief 2013 in den Kantonen Jura, Genf, Solothurn und
Freiburg noch die Referendumsfrist. Im Kanton Bern wurde erfolgreich das
Referendum ergriffen, was im Kanton Tessin nicht gelang. In Schaffhausen und Basel-
Landschaft gab zwar der Regierungsrat seine Zustimmung, jedoch waren die
Verschärfungen Ende 2013 noch nicht in Kraft getreten. Basel-Stadt war bislang der
einzige Kanton, in dem der Regierungsrat gar nicht erst auf die Revision eintrat. In den
drei Kantonen Glarus, Graubünden und Nidwalden wurde noch kein Entscheid gefällt. 2

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.2013
NADJA ACKERMANN

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die Kantone Bern, Freiburg, Neuenburg und Solothurn, zu denen sich später auch noch
der Jura gesellte, beschlossen, einen "Wirtschaftsraum Mittelland" zu gründen. In
diesem Rahmen soll die Zusammenarbeit v.a. im Bildungs-, Wirtschaftsförderungs- und
Verkehrsbereich verbessert und administrative Hindernisse zwischen den beteiligten
Kantonen abgebaut werden. Davon erhoffen sich die Initianten eine strukturelle und
wirtschaftliche Stärkung ihrer Region, welche ihre Chancen im Konkurrenzkampf mit
den besser gestellten Wirtschaftszentren Genf/Lausanne und Zürich vergrössern
würde. Das Projekt "Wirtschaftsraum Mittelland" fand nicht uneingeschränkte
Zustimmung. Regierungsvertreter aus dem Kanton Waadt meldeten ihre Befürchtungen
an, dass mit dieser, die Sprachgrenzen überschreitenden Zusammenarbeit die
Solidarität der Romandie geschwächt würde. Eine Beitrittseinladung beantworteten sie
ablehnend; immerhin bekundeten sie Interesse, sich an speziellen Projekten zu
beteiligen. Einen ähnlich ausgerichteten Zusammenarbeitsvertrag schlossen gegen
Jahresende die sechs Innerschweizer Kantone Luzern, Nid- und Obwalden, Schwyz, Uri
und Zug ab. (Zur Regionalpolitik siehe hier.) 3

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 18.12.1994
HANS HIRTER

Interkantonale Zusammenarbeit

Die vier Staaten Deutschland, Frankreich, Luxemburg und Schweiz schlossen am 23.
Januar einen "Karlsruher Abkommen" genannten Staatsvertrag ab, welcher die
Zusammenarbeit zwischen kommunalen und regionalen Gebietskörperschaften in den
Grenzregionen erleichtern soll. Das Vertragsgebiet umfasst Luxemburg, die
französischen Regionen Lothringen und Elsass, die deutschen Bundesländer Saarland,
Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg sowie die Kantone Aargau, Basel-Land, Basel-
Stadt, Jura und Solothurn. Als wichtigste Neuerung erhalten die Gemeinden dieser
Regionen die Kompetenz, ohne vorherige Bewilligung durch übergeordnete Instanzen
grenzüberschreitende Zusammenarbeitsverträge abzuschliessen und bereits
bestehenden Zweckverbänden beizutreten. 4

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.01.1996
HANS HIRTER
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Als Novum in der Geschichte des Bundesstaates machten zum ersten Mal Kantone
Gebrauch von ihrem Recht, gegen einen Parlamentsbeschluss das Referendum
einzureichen. Elf Kantone (notwendig für ein Kantonsreferendum wären acht gewesen)
beantragten eine Volksabstimmung über das Steuerentlastungsprogramm, welches ihrer
Meinung nach für die Kantone nicht verkraftbare Steuerausfälle bringen würde. Die
Initiative dazu war von den Kantonsregierungen ausgegangen. Koordiniert durch die
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) hatten achtzehn Regierungen in den
kantonalen Parlamenten entsprechende Vorlagen eingebracht. 5

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 26.09.2003
HANS HIRTER

Das im Vorjahr eingereichte Kantonsreferendum gegen das
Steuerentlastungsprogramm des Bundes war erfolgreich. Das Volk lehnte am 16. Mai das
Steuerpaket deutlich ab, in keinem einzigen Kanton ergab sich eine Ja-Mehrheit. (Zum
Abstimmungsresultat siehe hier.)

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 16.05.2004
HANS HIRTER

Territorialfragen

In der französischsprachigen Schweiz machten prominente Politiker mit Vorschlägen
über Kantonsfusionen resp. neue, zwischen die Kantone und den Bund eingeschobene
Strukturen von sich reden. Der Waadtländer Nationalrat Pidoux (fdp) lancierte die Idee
einer Fusion der Kantone Genf und Waadt. Sein Vorschlag stiess aber gerade beim
Waadtländer Grossen Rat auf wenig Gegenliebe, wurde doch betont, dass eine enge
Zusammenarbeit nicht nur mit Genf, sondern auch mit den Nachbarkantonen im Osten
und Norden gepflegt werden müsse. In einer gemeinsamen Erklärung sprachen sich die
Regierungen der beiden Kantone gegen eine Fusion aus. Kurz nach Pidoux' Vorstoss
schlug der Genfer Regierungsrat Segond (fdp) vor, die sechs mehrheitlich
französischsprachigen Kantone ein gemeinsames Parlament und eine Regierung wählen
zu lassen, welche die Kompetenz hätten, über grosse Infrastrukturprojekte und
überregionale Aufgaben (z.B. Wirtschaftsförderung) zu entscheiden. Einige Kritiker
warnten, dass von Segonds Plänen das Aufkommen eines Sprachnationalismus
begünstigt würde, welcher sich für den Fortbestand der Schweiz verheerend auswirken
könnte. Sie schlugen deshalb den Einbezug des historisch und wirtschaftlich eng mit
der übrigen Westschweiz verbundenen Kantons Bern vor. 6

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 06.08.1997
HANS HIRTER

Die Kantone Waadt und Wallis traten dem „Espace Mittelland“ bei, welcher sich um
eine Verbesserung der Zusammenarbeit und um die Koordination der Aktivitäten der
beteiligten Kantone sowie um die Realisierung gemeinsamer Projekte bemüht. Die
Organisation umfasst damit sieben Kantone (BE, SO, FR, NE, VD, VS und JU) und zählt
dank dieser Erweiterung jetzt etwa gleich viele französisch- wie deutschsprachige
Bewohner. 7

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 04.07.2000
HANS HIRTER

Jurafrage

Auch der Bundesrat nahm im Berichtsjahr Stellung zur Jurapolitik. Auf Ersuchen der
Regierungen Berns und des Juras beauftragte er das EJPD, gemeinsam mit den beiden
Regierungen "Gespräche über Stand und Weiterentwicklung der Juraproblematik sowie
über Möglichkeiten der Konfliktbewältigung und Entspannung" aufzunehmen. In seiner
Antwort auf zwei Interpellationen verurteilte er die 1989 vom jurassischen Parlament
verabschiedete Motion für einen kantonalen Beitrag an die Stiftung für die
Wiedervereinigung als eine Provokation, welche die Souveränität des Kantons Bern
verletze. 8

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.09.1990
HANS HIRTER

Im Nationalrat verlangte nach dem Entscheid des Bundesgerichts über die Beschwerde
des Kantons Jura der Genfer Spielmann (pda), dass zumindest in Gemeinden, die sich in
den siebziger Jahren nur mit knappem Mehr für ein Verbleiben bei Bern entschieden
hatten, die Abstimmung wiederholt werde. Während Theubet (cvp, JU) den Vorstoss
unterstützte, wandte sich Etique (fdp), der andere jurassische Abgeordnete, gegen eine
derartige "Salamitaktik", weil diese zwar einigen wenigen Gemeinden den
Kantonswechsel gestatten, aber nichts zur Wiedervereinigung aller sechs Bezirke
beitragen würde. Daraufhin zog Spielmann seine Motion zurück. Der Bundesrat betonte
bei dieser Gelegenheit und auch anlässlich der Beantwortung von zwei Interpellationen

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 21.09.1991
HANS HIRTER
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Aubry (fdp, BE) (89.704) resp. Rychen (svp, BE) (89.712), dass er grosse Hoffnung auf die
von ihm im Vorjahr eingeleiteten Gespräche zwischen den Regierungen der beiden
Kantone setze. 9

Der Bundesrat konkretisierte seine Ankündigung, im Jurakonflikt vermehrt vermittelnd
auftreten zu wollen. Er ernannte eine Konsultativkommission, welcher er die Aufgabe
übertrug, die zwischen den Kantonen Jura und Bern hängigen Probleme zu prüfen und
Lösungsvorschläge auszuarbeiten. Dem vom ehemaligen Zürcher Stadtpräsidenten
Widmer (Idu) präsidierten Organ gehören die ehemaligen Regierungsräte Bonnard (lp,
VD), Blanc (svp, VD), Fontanet (cvp, GE) und Comby (fdp, VS) an. Die beiden ersteren
waren vom Kanton Bern, die beiden letzteren vom Kanton Jura vorgeschlagen worden.
Von allen wurde diese Kommission freilich nicht akzeptiert. Die probernische
Jugendorganisation Sanglier lehnte zuerst ein Treffen mit ihr ab; ihr Vertreter im
bernischen Grossen Rat, der Freisinnige Houriet, forderte die Regierung später
erfolglos auf, die Zusammenarbeit mit der Kommission abzubrechen. Das
Rassemblement jurassien (RJ), der Bélier und die separatistischen Organisationen des
Berner Juras machten die Inkraftsetzung des Gesetzes zur Initiative "Unir" zur
Vorbedingung für ein Treffen mit der Konsultativkommission. 10

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.11.1992
HANS HIRTER

Das "Institut jurassien des sciences, des lettres et des arts", eine Vereinigung von rund
50 aus dem Jura stammenden Persönlichkeiten, forderte in einer öffentlichen
Erklärung noch vor dem Erscheinen des Berichts Widmer beide Seiten zu einem Dialog
auf. Dabei dürfe angesichts der unveränderten Opposition der Mehrheit der Bewohner
des Berner Juras nicht eine Vereinigung das Ziel sein, sondern die Förderung einer
strukturierten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Zusammenarbeit. Erst wenn
sich aufgrund dieser Aktivitäten die gegenseitigen Vorurteile und Animositäten
abgebaut hätten, seien weitere Schritte angebracht. 11

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.03.1993
HANS HIRTER

Am 7. März präsentierte die im Vorjahr vom Bundesrat eingesetzte
Konsultativkommission unter dem Vorsitz des ehemaligen Zürcher Stadtpräsidenten
Widmer (ldu) ihren Bericht. Sie beurteilte darin die Beibehaltung des Status quo als
unhaltbar. Geschichtliche, kulturelle und wirtschaftliche Faktoren würden für eine
Vereinigung der drei bernischen Bezirke mit dem Kanton Jura sprechen. Da zur Zeit
rund zwei Drittel der betroffenen Bevölkerung des Berner Juras gegen einen
Kantonswechsel sind, soll zuerst eine paritätisch zusammengesetzte und von einem
neutralen Vorsitzenden präsidierte Kommission mit Mitgliedern aus dem Kanton Jura
und dem Berner Jura einen Dialog aufnehmen. Ziel dieser Gespräche wären die
Ausarbeitung von Garantien zugunsten des Berner Juras nach einer Vereinigung mit
dem Kanton Jura. Diese Vereinbarung würde dann nach spätestens sieben Jahren den
Stimmberechtigten beider Regionen getrennt zur Abstimmung vorgelegt und, im Falle
einer Annahme durch beide Körperschaften, zur Gründung eines neuen Kantons
führen. Sollte sich dieser Weg nicht durchsetzen, wäre für die Kommission die
Gründung eines Halbkantons "Jura-Süd" noch vor einem Autonomiestatut im Kanton
Bern die nächstbeste Lösung. Im schlechtesten Fall wäre ein Kantonswechsel der
Gemeinden mit autonomistischer Mehrheit ins Auge zu fassen. Für die Gemeinden
Vellerat und Ederswiler schlägt die Kommission die sofortige Einleitung eines
Verfahrens zum Kantonswechsel vor, hingegen soll sich die mehrheitlich separatistische
Gemeinde Moutier bis zum Abschluss des angestrebten Dialogs gedulden. 12

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.04.1993
HANS HIRTER

Die Reaktionen auf den Bericht Widmer fielen sehr unterschiedlich aus. Die Berner
Regierung bekundete ihre Enttäuschung, die berntreuen Organisationen des Berner
Juras waren empört. Ihre Hauptkritik richtete sich an die Vorgabe, dass der
aufzunehmende Dialog, der an sich begrüssenswert sei, einzig auf das Ziel einer
Vereinigung ausgerichtet sein soll. Die Force Démocratique (FD) als wichtigste
antiseparatistische Organisation machte die Aufnahme eines Dialogs abhängig vom
Verzicht des Kantons Jura auf seine "Annexionsgelüste", wie sie insbesondere im
Ausführungsgesetz zur Unir-Initiative zum Ausdruck kämen. Unzufrieden mit dem
Bericht waren auch die Behörden der Stadt Biel. Sie kritisierten, dass die Konsequenzen
der von der Kommission postulierten Abtrennung des mit der Stadt eng verbundenen
Berner Juras für die Zukunft ihrer zweisprachigen Stadt nicht analysiert worden seien.
Innert weniger Wochen sammelten die Kritiker des Berichts im Berner Jura und in Biel

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.10.1993
HANS HIRTER
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20'000 Unterschriften für eine Petition an den Bundesrat mit der Aufforderung, den
Empfehlungen des Berichts keine Folge zu leisten.
Positiv nahmen die jurassische Regierung, die Behörden der Stadt Moutier und die
autonomistischen Organisationen – diese sahen im Bericht den wichtigsten
"moralischen Sieg" des Juras seit 1815 – die Ausführungen der Kommission auf und
beurteilten sie als realistische Konfliktlösungsvorschläge. Das RJ betonte aber, dass
dieser vorgeschlagene Dialog keinesfalls die Begründung einer Kooperation über die
bestehenden Kantonsgrenzen zum Ziel haben dürfe, sondern einzig der Vereinigung
gewidmet sein müsse. Von den nationalen Parteien kritisierte die FDP den Bericht,
während er von der CVP gelobt wurde. Auf lokaler Ebene veröffentlichte die jurassische
SP gemeinsam mit der SP und der autonomistischen PSA des Berner Juras eine
Stellungnahme, welche die Aufnahme eines Dialogs begrüsst, dabei aber dem von der
Kommission Widmer postulierten Ziel einer Vereinigung nicht erste Priorität
einräumt. 13

Trotz verschiedentlichem Drängen autonomistischer Organisationen nahm der
Bundesrat noch nicht Stellung zum Bericht. Im Dezember kündigte er an, dass er auch
zu Beginn des Jahres 1994 seine Konsultationen mit den beiden betroffenen
Kantonsregierungen fortsetzen wolle. Einig sei man sich in den bisherigen Treffen über
die Notwendigkeit eines Dialog geworden, noch nicht aber über Form und Inhalt dieser
Gespräche. 14

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.12.1993
HANS HIRTER

In der Jurafrage wurde im Berichtsjahr ein wichtiger Schritt zur Versachlichung der
Auseinandersetzung eingeleitet. Unter dem Patronat des Bundesrats einigten sich die
Regierungen der Kantone Bern und Jura, den Dialog zwischen Vertretern des Kantons
Jura und des Berner Juras zu institutionalisieren. Dazu soll eine paritätisch
zusammengesetzte und von einer vom Bundesrat bezeichneten neutralen
Persönlichkeit präsidierte "Assemblée interjurassienne" geschaffen werden. Dieses
Forum soll einerseits über die Zukunft der Region diskutieren und andererseits
zuhanden der Kantonsregierungen Vorschläge für eine Intensivierung der
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit entwickeln. Die Entscheidungen dieses Rates
müssen sich auf die mehrheitliche Zustimmung in beiden Delegationen stützen. Aus
dem Bericht Widmer wurde also die Idee einer gemeinsamen Institution übernommen,
nicht aber die Vorgabe, dass der Dialog zu einem Vorschlag für einen Anschluss der drei
französischsprachigen Berner Bezirke an den Kanton Jura führen müsse. Beide Seiten
hatten Konzessionen gemacht. Bern hatte der These zugestimmt, dass die sechs
jurassischen Bezirke gemeinsame Interessen haben. Die jurassische Regierung
anerkannte die Gültigkeit der bestehenden Kantonsgrenzen und kündigte an, dass sie
das Ausführungsgesetz zur Volksinitiative "Unir", welche den Kampf für eine
Wiedervereinigung zu einem prioritären Staatsziel deklariert, zurückziehen werde.
Die Reaktionen fielen in der Presse sehr positiv aus. Weniger eindeutig war das Echo im
Jura selbst. Im Berner Jura kritisierte zwar die SVP des Bezirks Moutier die
Nachgiebigkeit der Berner Regierung und bemängelte vor allem, dass die bernische
Delegation ohne Vertreter der Stadt Biel gebildet werden soll. Die SP und die FDP
begrüssten hingegen das Abkommen ebenso wie ihre jurassischen Schwesterparteien
und die berntreue "Force démocratique" (FD). Bei der CVP war die jurassische Sektion
eher positiv, die bernjurassische zum Teil engagiert negativ eingestellt.
Auf Seite der Autonomisten verurteilte das "Mouvement autonomiste jurassien" (MAJ),
die Nachfolgeorganisation der beiden jurassischen Autonomie-Bewegungen
"Rassemblement jurassien" und "Unité jurassiennne", die Vereinbarung mit scharfen
Worten. Die jurassische Regierung wurde des Verrats bezichtigt, da sie den Berner Jura
als nicht per se zum Kanton Jura gehörende Region anerkennen und damit das Ziel
einer Wiedervereinigung preisgeben würde. Nach der Zustimmung des jurassischen
Parlaments zum Abkommen passte sich das MAJ den neuen Gegebenheiten an - ohne
allerdings seine Verratsvorwürfe an die Adresse der jurassischen Regierung
zurückzunehmen - und deklarierte, dass es sich in der nächsten Zeit für eine möglichst
grosse Autonomie der bernjurassischen Bezirke innerhalb des Kantons Bern einsetzen
werde. Diese Autonomie werde dann zwangsläufig zu einer "Befreiung des Südjuras"
und einer Wiedervereinigung des gesamten jurassischen Volkes führen. Eine ähnliche
Begründung führte der "Bélier" bereits in einer ersten Stellungnahme an: Er begrüsste
das Abkommen und gab sich überzeugt, dass sich die Südjurassier in einem Dialog ohne
die Anwesenheit deutschbernischer und Bieler Vertreter rasch von den Vorteilen eines
Kantonswechsels überzeugen lassen würden. In späteren Äusserungen meldete auch
der Bélier Vorbehalte an, allerdings ohne sich gegen die Einsetzung eines

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.11.1994
HANS HIRTER
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Diskussionsforums auszusprechen.
Die bernische Regierung hatte bereits beim Abschluss der Vereinbarung
bekanntgegeben, dass die bernjurassische Delegation aus den 12
Kantonsparlamentariern der drei Bezirke Courtelary, Moutier und La Neuveville
(darunter drei Autonomisten) gebildet werde. Der Berner Grosse Rat stimmte der
Vereinbarung bei lediglich zwei Gegenstimmen aus dem Lager der Autonomisten zu. Die
jurassische Regierung beschloss, das Abkommen angesichts seiner grossen politischen
Bedeutung ebenfalls vom Parlament ratifizieren zu lassen. Dieses stimmte mit 47:4
Stimmen bei 8 Enthaltungen zu; auf eine Forderung des MAJ nach einer kantonalen
Volksabstimmung trat es nicht ein, und das MAJ verzichtete auch auf die Lancierung
eines Referendums.
Die eröffnende Sitzung der "Assemblée interjurassienne" fand am 11. November in
Moutier (BE) statt; der Bundesrat hatte mit dem Einverständnis der Kantone Bern und
Jura alt Bundesrat Felber zum Vorsitzenden ernannt. 15

Die im Vorjahr instaurierte Assemblée interjurassiennne tagte regelmässig und
beschloss dabei mehrere Resolutionen zuhanden der Regierungen der Kantone Bern
und Jura. Die Forderungen betrafen namentlich Fragen der Verkehrsverbindungen und
der Kooperation im Tourismusbereich. 16

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.11.1995
HANS HIRTER

Die 1994 geschaffene und seit Jahresbeginn vom Waadtländer Nationalrat Leuba (lp)
präsidierte Interjurassische Versammlung beschloss, sich mit der Frage eines neuen,
aus allen sechs Bezirken bestehenden Kantons auseinanderzusetzen. Auch wenn diese
Kommission noch keine konkreten Lösungsvorschläge vorzulegen vermochte, könnte
sich ihre Arbeit auf das politische Klima positiv auswirken. In diesem Sinne wurde von
den Medien auf jeden Fall eine gemeinsame Veranstaltung von Exponenten der beiden
Lager gewertet, an der man übereinstimmte, dass die von der bernischen Verfassung
gegebenen Möglichkeiten zur Schaffung von regionalen Instanzen mit eigenen
Kompetenzen und Finanzmitteln (z.B. im Kulturbereich) besser genutzt werden
sollten. 17

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.12.1997
HANS HIRTER

Die Interjurassische Versammlung (Assemblé interjurassienne) war im Sommer
während einigen Monaten durch einen Boykott der Autonomisten gestört. Anlass war
die Absicht der bernischen Regierung, ihr bisheriges Prinzip, die bernjurassische
Delegation aus den Kantonsparlamentariern der Region zu bilden, aufzulockern und –
unter Wahrung des bei den kantonalen Wahlen vom Frühjahr bestätigten
Kräfteverhältnisses von drei zu eins zwischen Berntreuen und Autonomisten – rund die
Hälfte der Sitze mit Nichtparlamentariern zu besetzen. Während die Berntreuen diesen
Entscheid akzeptierten, lehnten die Autonomisten die Ernennung des
Gemeindepräsidenten von Moutier, Maxime Zuber, anstelle eines autonomistischen
Grossrats ab. Nach Zubers Verzicht beliess die Berner Regierung die autonomistische
Delegation unverändert. 18

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 05.09.1998
HANS HIRTER

Die bernische und die jurassische Regierung kamen überein, selbst aktiv zu werden und
der Interjurassischen Versammlung (AIJ) Vorschläge zur Stellungnahme zu unterbreiten.
Im August legten sie eine Liste mit 26 Projekten vor, welche die beiden Kantone oder
ihre Regionen gemeinsam durchführen könnten. Es handelt sich dabei insbesondere
um die Zusammenlegung von politischen Institutionen und Ämtern (z.B.
Gleichstellungsbüro, Jugenddelegierter), sowie um die gemeinsame Führung von
Schulen, Spitälern und kulturellen Einrichtungen. 19

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 28.08.1999
HANS HIRTER

Die paritätisch aus Vertretern des Kantons Jura und des Berner Juras
zusammengesetzte Kommission Assemblée interjurassienne (AIJ) bekräftigte ihre
Bereitschaft, eine Studie über einen gemeinsamen Kanton der drei bernischen und der
drei jurassischen Bezirke auszuarbeiten. Die bernische Regierung war zur Erteilung
dieses Auftrags aber nur bereit, wenn dies die einzige Studie sein wird und nicht, wie
von der im Kanton Jura vom Volk angenommenen Initiative für eine Vereinigung des
bernischen Juras mit dem Kanton Jura verlangt, auch noch die jurassische Regierung
einen entsprechenden Bericht ausarbeitet. Auch der Bundesrat hielt die AIJ für die
geeignete Stelle für die Verfassung dieser Studie und lehnte eine Anregung von

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 19.11.2005
HANS HIRTER
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Nationalrat Berberat (sp, NE) ab, eine spezielle Expertengruppe dafür einzusetzen (AB
NR, 2005, Beilagen II, S. 346 f.). Grundsätzlich teilte auch die jurassische Regierung,
welche die erwähnte Volksinitiative vergeblich bekämpft hatte, diese Meinung. Sie
beantragte dem Parlament einen Gesetzesentwurf, der die AIJ mit der Ausarbeitung
der Studie beauftragt. Die Autoren der Volksinitiative, das Mouvement autonomiste
jurassien (MAJ), erklärten sich mit dieser Vorgehensweise zur Umsetzung ihres
Begehrens einverstanden. Damit war auch für die bernische Regierung der Weg für eine
Auftragserteilung an die AIJ frei. Unter Beteiligung des Vorstehers des EJPD, Bundesrat
Blocher, unterzeichneten die beiden Kantonsregierungen ein Mandat, das von der AIJ
nicht nur die erwähnte Studie, sondern auch einen Bericht darüber fordert, wie sich
das neue Statut des Berner Juras und die gemeinsamen interjurassischen Institutionen
auf das Zusammenleben und die Entwicklung der beiden Regionen auswirken. 20

Nachdem auf Antrag der Regierung auch das Parlament des Kantons Jura beschlossen
hatte, die Studie über einen gemeinsamen Kanton der drei bernischen und der drei
jurassischen Bezirke von der Assemblée interjurassienne (AIJ) ausarbeiten zu lassen,
konnte diese im August mit dieser Arbeit anfangen. Sie rechnete damit, den Bericht, in
welchem auch Alternativen zu einer Vereinigung überprüft werden sollen, im Herbst
2008 vorzulegen. Für die Behörden des Kantons Jura gilt dieser Bericht als Umsetzung
der Volksinitiative „Un seul Jura“; sie erwarten davon einen konkreten Plan zur
Vereinigung der beiden Regionen. 21

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.08.2006
HANS HIRTER

Die Assemblée interjurassienne (AIJ) publizierte einen Zwischenbericht zu ihrer für
2008 erwarteten Studie über einen gemeinsamen Kanton der drei bernischen und der
drei jurassischen Bezirke oder andere Lösungen. Dieser Zwischenbericht beschränkte
sich weitgehend auf eine Bestandsaufnahme der aktuellen Situation. 22

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.03.2007
HANS HIRTER

Die Arbeit der Assemblée interjurassienne (AIJ) an einer Studie über einen
gemeinsamen Kanton der drei bernischen und der drei jurassischen Bezirke oder
andere Lösungen näherte sich ihrem Abschluss. Im Februar publizierte die AIJ einen
Zwischenbericht, in dem sie die Variante einer Vereinigung des Kantons Jura mit dem
bernjurassischen Gebiet konkretisierte. Die inneren Strukturen dieses neuen Kantons
sollen dabei gemäss der AIJ radikal verändert werden, indem die 132 Gemeinden zu nur
noch sechs (in den Grenzen der heutigen Bezirke) zusammengefasst würden. In
Kommentaren wurde einerseits der Mut der AIJ gelobt, mit dem Vorschlag der
Gemeindefusionen ein innovatorisches Element in die Debatte eingebracht zu haben.
Andererseits wurde aber auch darauf hingewiesen, dass gerade im Kanton Jura die
Pläne zur Vereinigung von Kleinstgemeinden in den letzten Jahren oft auf erbitterten
Widerstand gestossen waren. Kurz darauf entschied die AIJ, dass bei der Option
Vereinigung zu einem neuen Kanton die bernjurassische Gemeinde Moutier zum neuen
Kantonshauptort und Sitz der Kantonsverwaltung würde. In weiteren Zwischenberichten
konkretisierte die AIJ auch noch die Optionen eines Verzichts des Berner Juras auf
einen Kantonswechsel, aber mit verstärkter Kooperation mit dem Kanton Jura resp.
grösserer Autonomie im Kanton Bern. Im September gab die Kommission bekannt, dass
sie die Evaluation der verschiedenen von ihr ausgearbeiteten Modelle in Angriff nehmen
wolle. Im November teilte sie dann mit, dass sie den Schlussbericht doch nicht wie
geplant in diesem Jahr, sondern voraussichtlich im Frühjahr 2009 veröffentlichen
werde. 23

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 07.11.2008
HANS HIRTER

Am 4. Mai konnte in Moutier (BE) die Assemblée interjurassienne (AIJ) endlich ihren
Bericht über Zukunftsszenarien für den Berner Jura veröffentlichen und an die
Vorsteherin des EJPD, Eveline Widmer-Schlumpf, übergeben. Dieser Bericht sieht zwei
Lösungen vor. Die eine beantragt mit der Formel „Status quo plus“ ein Festhalten an
den bestehenden Kantonsgrenzen, aber eine grössere Autonomie des Berner Juras und
eine verstärkte Zusammenarbeit mit dem Kanton Jura. Die zweite Variante schlägt eine
Fusion des Berner Juras mit dem Kanton Jura und zusätzlich eine radikale
Gebietsreform vor, welche die Ortschaften der insgesamt sechs Bezirke (je drei im
Norden und im Süden) zu sechs neuen Gemeinden zusammenschliesst. Eine
Empfehlung zugunsten eines dieser beiden Modelle gab die AIJ nicht ab. Auf die in
einigen Westschweizer Medien und auch vom Neuenburger SP-Regierungsrat Jean
Studer propagierte Idee eines grösseren Zusammenschlusses mit dem Kanton

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 05.05.2009
HANS HIRTER
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Neuenburg ging sie nicht ein. Sie empfahl ferner, die AIJ als Garant für die Fortführung
des Dialogs beizubehalten. Sie verzichtete hingegen darauf, konkrete Vorschläge für die
Entscheidfindung und deren Ablauf zu machen. Ob und wann Volksabstimmungen zum
weiteren Vorgehen durchgeführt werden sollen, liege in der Entscheidungskompetenz
der beiden betroffenen Kantonsregierungen. Diese kamen überein, sich innerhalb von
sechs Monaten zum Bericht zu äussern. 24

Im Berichtjahr stand die 2012 von der Assemblé Interjurassienne (AIJ), der 1994
gegründeten Tripartiten Konferenz bestehend aus den Kantonen Jura und Bern und
einer Vertretung des Bundes, vorgeschlagene erneute Juraabstimmung an. Konkret ging
es um die Frage, ob ein Verfahren, das in die Gründung eines  neuen Kantons mündet,
der das Gebiet des heutigen Kantons Jura und des französischsprachigen Teils des
Kantons Bern – den Berner Jura – umfasst, eingeleitet werden sollte. Mitte 2012
bereiteten die Regierungen der beiden betroffenen Kantone die entsprechenden
Verfassungsänderungen vor – die Absichtserklärung der beiden Kantone war noch im
Februar 2012 unterzeichnet worden. Im Kanton Bern war dabei die Idee des
vorgesehenen zweistufigen Verfahrens umstritten. Nach einer ersten kantonalen (Jura)
bzw. gesamtregionalen Abstimmung (Berner Jura) sollten die Gemeinden innert zweier
Jahre eine kommunale Abstimmung durchführen können, mit der sie abhängig vom
Ausgang der Gesamtabstimmung über einen Verbleib beim Kanton Bern oder einen
Wechsel zum Kanton Jura entscheiden können. Noch Ende 2012 hatte die SVP des
Kantons Bern im Grossen Rat eine Motion eingereicht, mit der dieser zweite Schritt
verhindert werden sollte. Die Motionäre argumentierten, dass die Gefahr eines
Flickenteppichs bestünde und die Initiative für eine erneute Abstimmung zur Jurafrage
gar nicht von der Bernjurassischen Bevölkerung eingereicht worden sei, sondern von
oben oktroyiert würde. Die Jurafrage sei schon lange geklärt und eine Abstimmung
deshalb eine unnötige Zwängerei. Die Motion war zwar mit Hilfe der BDP und der EDU
noch in der Wintersession letzten Jahres angenommen worden, die Jura-Delegation
des Grossen Rates – aufgrund eines Sonderstatuts haben die französischsprachigen
Parlamentarier ein Vetorecht – hatte aber einen Rückkommensantrag eingelegt, so dass
Ende Januar 2013 erneut darüber befunden werden musste. Eine Annahme des
Vorstosses hätte Neuverhandlungen zwischen den involvierten Kantonen bedingt.
Diesmal wurde die Motion allerdings mit 78 zu 74 Stimmen knapp zurückgewiesen. Die
Gegner sahen es als undemokratisch an, wenn die Bernjurassier nicht selber über ihre
Zukunft entscheiden könnten. Die Änderung des Gesetzes zum Sonderstatut des Berner
Juras, die die Grundlage für die Juraabstimmung auf Berner Seite schuf, wurde
anschliessend mit 94 zu 51 Stimmen bei 8 Enthaltungen angenommen. Im Jurassischen
Parlament passierte der Verfassungsartikel 139 als Grundlage für die Juraabstimmung
im Nordkanton zwei Tage nach dem Berner Entscheid einstimmig und ohne
Enthaltungen. Damit war der Weg frei für einen gemeinsamen Urnengang, der auf den
24. November angesetzt wurde.
Im Kanton Jura befürworteten alle Parteien mit Ausnahme der SVP einen
Zusammenschluss, im Berner Jura standen vor allem autonomistische Gruppierungen
für einen Kantonswechsel ein. Die Berner Kantonalparteien waren hingegen – mit
Ausnahme der PSA, die für eine Fusion eintrat und den Grünen, die Stimmfreigabe
beschlossen – alle für einen Verbleib der französischsprachigen Region beim Kanton
Bern. Der Conseil du Jura Bernois (CJB), das Bernjurassische Regionalparlament mit
Kompetenzen in Kultur- und Bildungsfragen, sprach sich Ende Juni mit 15:9 Stimmen
für einen Verbleib beim Kanton Bern aus. Die Regierungen empfahlen jeweils ein Ja
(Jura) bzw. ein Nein (Bern). Die in der Jurafrage seit jeher stark engagierten und in der
Wahl der Mittel häufig unzimperlichen Béliers und Sangliers – erstere streben einen
Grosskanton Jura an, letztere wollen den Verbleib des Berner Juras beim Kanton Bern –
störten den Dialog kaum. Sie weigerten sich allerdings auch, die Charta der AIJ zu
unterzeichnen (siehe unten). Eine im September vom Handels- und Industrieverein
Bern durchgeführte Umfrage kam zum Schluss, dass rund drei Viertel der
Gewerbetreibenden im Berner Jura den Verbleib im Kanton Bern bevorzugten. Die
wichtigsten Argumente für den Anstoss eines Fusionsprozess war das politische
Gewicht, welches der Berner Jura gewinnen könnte. Während der Kanton Jura von je
zwei französischsprachigen National- und Ständeräten vertreten sei, werde die
französischsprachige Bevölkerung des Kantons Bern durch deutschsprachige
Parlamentarier beim Bund vertreten. Umstritten war, wo der Berner Jura wirtschaftlich
besser aufgehoben sei. Im Kanton Jura waren seit 2000 mehr Firmen und Arbeitsplätze
geschaffen worden als im Berner Jura, die Arbeitslosigkeit und die Steuerbelastung
waren aber im Norden höher als im Süden. Die Staatsschulden pro Kopf lagen mit CHF
-101 im Kanton Jura tiefer als im Kanton Bern (CHF -197), die wirtschaftliche Attraktivität
des Kantons Bern wurde aber als höher eingeschätzt als jene des Kantons Jura.

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 24.11.2013
MARC BÜHLMANN
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Während die Bevölkerungszahl im Kanton Jura in den letzten Jahren zunahm (Mitte 2013
wohnten rund 71 000 Personen im Kanton Jura), stagnierte das Bevölkerungswachstum
im Berner Jura (52 000 Einwohner; 5.3% der Gesamtbevölkerung von Bern). Vor allem
im Kanton Jura wurde zudem betont, dass ein Ja leidglich einen Prozess für einen
allfälligen neuen Kanton anstosse. Ein solcher Prozess könne auch eine grosse Chance
für ein modernes Kantonsgebilde sein. Die Gegner wiesen auf die Bedeutung der
Region als Sprachbrücke hin. Der Kanton Bern habe in der gesamten Schweiz mit dem
französischsprachigen Norden eine zentrale kulturelle und politische Brückenfunktion
inne, die mit einem Ja am 24. November verloren ginge. Die Gegner warnten zudem vor
der Idee eines Warmlaufens. Ein Ja im November wäre nicht bloss eine Einleitung für
einen möglichen Fusionsprozess, sondern eine entscheidende Weichenstellung. Ein
Nein könnte zudem die Stärkung der Autonomierechte in der Region nach sich ziehen.
Die im Spätfrühling langsam einsetzende Abstimmungskampagne verlief – anders als
noch in den 1970er Jahren – auffallend sachlich. Ein Umstand der auch von der AIJ, die
ihrerseits mit einer Charta für politischen Anstand warb, lobend hervorgehoben wurde.
Im März war das finanzielle Engagement der beiden Kantonsregierungen ein
Medienthema. Beide Exekutiven wollten sich nach den Grundsätzen der Objektivität,
Transparenz und Verhältnismässigkeit für den Verbleib des Berner Juras beim Kanton
Bern bzw. für einen Fusionsprozess engagieren und vor allem ihre Informationspflicht
wahrnehmen. Eine Finanzierung von Abstimmungskampagnen käme nicht in Frage. Das
Jurassische Pro-Komitee „construire ensemble“ gab – nach einigem Wirbel – gar eine
Spende von der so genannten Wiedervereinigungsstiftung zurück. Die Stiftung hatte
Ende der 80er Jahre Geld vom Kanton Jura erhalten. Die Sensibilität des Themas hat
historische Wurzeln: Aus den so genannten Schwarzen Kassen hatte die Berner
Regierung bei den 1970er-Plebisziten heimlich probernische Gruppierungen finanziert,
was in den 1980er Jahren zum Berner Finanzskandal führte. Die Geschichte wurde auch
im Berichtjahr wieder breit diskutiert. Bereits im Juni 2013 durchgeführte, erste
Umfragen liessen darauf schliessen, dass die Meinungen früh gemacht waren. Es
zeichnete sich ein relativ deutliches Nein im Berner Jura und ein ebenso deutliches Ja
im Kanton Jura ab. Mitte Juli verschärfte sich der Ton ein wenig. Die SVP, die junge SVP
und die Sangliers machten mit provokativen Plakaten auf sich aufmerksam („non à la
mafia, non au Jura“), mit denen auch Behördenmitglieder aus dem Kanton Jura
diffamiert wurden; so wurde etwa Elisabeth Baume-Schneider (sp) als Hexe karikiert,
die dem Berner Jura einen vergifteten Apfel überreicht. Derweil luden die Béliers ein,
via Facebook Ideen für Artikel für eine neue Verfassung zu entwerfen. Im September
versprach der Bund für die Abstimmung 15 unabhängige Beobachter zu entsenden, die
den fairen Verlauf des Urnengangs sicherstellen sollten. Ende September veranstaltete
eine Gruppe von Antiseparatisten einen Umzug auf den Pierre Pertuis, einen Pass
zwischen Tavannes und Sonceboz. Trotz emotionalen und markigen Aufrufen – etwa zu
„totaler Mobilisation“ – blieb die Situation friedlich. Im Kanton Jura bemühten sich die
Spitzen der Politik, für ein Ja zu werben. Der Abstimmungskampf blieb aber dennoch
lau; die Jurassierinnen und Jurassier schienen sich gar nicht sonderlich für die Frage zu
interessieren. Eine Mitte Oktober veröffentlichte Studie zeigte anhand von
Abstimmungsresultaten zu eidgenössischen Abstimmungen, dass der Berner Jura im
Stimmverhalten grössere Ähnlichkeit mit dem Kanton Jura als mit dem restlichen
Kanton Bern zeigt. Allerdings wurden dabei auch thematische und vor allem kommunale
Nuancen sichtbar. Die grösste Übereinstimmung zeigte sich wenig überraschend in
Moutier. Für etwas Wirbel sorgte eine Mitte Oktober an alle Haushalte im Berner Jura
verschickte Broschüre von „construire ensemble“, in der mit einem finanziellen Gewinn
für den Berner Jura geworben wurde, der sich bei einer Fusion dank höherer Zahlungen
aus dem Finanzausgleich einstellen würde. Auch die Béliers machten auf sich
aufmerksam, indem sie regionale Einrichtungen symbolisch mit Ketten verschlossen,
um darauf hinzuweisen, dass diese vom Kanton Bern zu wenig unterstützt würden. Für
einiges Aufsehen sorgte zudem die in einem Interview mit Le Temps Anfang September
gemachte Aussage der Freiburger Regierungsrätin Isabelle Chassot (cvp), die ein
Zusammengehen empfahl. Dies hatte – nach einer Interpellation im Berner Grossrat –
gar einen interkantonalen Briefwechsel auf Regierungsebene zur Folge. Zwei weitere
rund einen Monat vor der Abstimmung durchgeführte Umfragen bestätigten die Trends
vom Juni: Einem massiven Ja im Kanton Jura (rund 70 bis 75%) stand ein allerdings nicht
mehr so deutliches Nein (rund 55 bis 60%) im Berner Jura gegenüber. Darüber hinaus
liess sich eine sehr knappe Entscheidung im Städtchen Moutier absehen. Die
Umfrageprognosen bestätigten sich am Abstimmungssonntag vom 24. November.
Allerdings war das Nein im Berner Jura wesentlich massiver als erwartet: 71,8% der
Bernjurassier verwarfen die Fusionspläne. Die Stimmbeteiligung lag bei hohen 72,7%.
Noch deutlicher war das Resultat im Kanton Jura, wo sich 76,6% der teilnehmenden
Stimmberechtigten – die Beteiligung lag hier bei 64,2% – für einen Fusionsprozess
aussprachen. Alle Jurassischen Gemeinden wiesen Ja-Mehrheiten auf. Die
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Enttäuschung auf Jura-Seite und die Freude auf Berner Seite waren gross. Damit war
die Jurafrage, wie von vielen gewünscht, allerdings nicht vom Tisch, da sich Moutier mit
55% Ja-Stimmenanteil für einen Fusionsprozess aussprach und sich in der
Nachbargemeinde Belprahon ein Patt ergab: je 110 Stimmberechtigte stimmten für bzw.
gegen den Prozess. Dadurch haben beide Gemeinden die Möglichkeit, eine kommunale
Abstimmung zu organisieren, mit der über eine gemeindeweise Fusion mit dem Kanton
Jura entschieden werden soll. Das genaue Verfahren war allerdings noch offen. Am
Abend der Abstimmung kam es zwar vereinzelt zu Provokationen der Pro-Berner in
Moutier, insgesamt wurde der Abstimmungsprozess aber sowohl von den
Abstimmungsbeobachtern des Bundes als auch in der internationalen Presse als
vorbildlich bezeichnet. Das deutliche Nein warf bereits seine Schatten auf die im März
2014 anstehenden Kantonalberner Gesamterneuerungswahlen voraus. Allgemein wird
erwartet, dass die Regierungsratswahlen aufgrund des Jura-Sitzes entschieden werden.
Der Berner Jura hat dank seines Autonomiestatus einen garantierten Regierungssitz. 25

Plusieurs mesures de sécurité encadreront le vote sur l'appartenance cantonale de la
ville de Moutier, afin d'assurer un scrutin sans controverses. Des observateurs de la
Confédération seront sur place, à Moutier, lors du scrutin du 18 juin 2017. Une
conférence tripartie composée des exécutifs des cantons du Jura et de Berne, ainsi
que de la conseillère fédérale Simonetta Sommaruga, en a décidé ainsi, afin d'assurer
d'un commun accord la fin du processus permettant de régler d'un point de vue
politique cette partie-là de la question jurassienne. Les observateurs seront des
juristes de l'Office fédéral de la justice n'habitant aucun des deux cantons. Ils seront,
entre autre, chargés de faire un travail de sensibilisation dans les bureaux de poste, ou
encore dans les établissements médico-sociaux (EMS), où, lors du plébiscite de 1975, un
bulletin de vote pouvait, semble-t-il, se monnayer 100 francs. De plus, les votes par
correspondance seront adressés à l'Office fédéral de la justice à Berne et non, comme
il est de tradition, à l'hôtel de ville de Moutier. Le transport des bulletins sera, quant à
lui, soumis à des mesures de sécurité supplémentaires. Finalement, toute personne
déposant ses papiers à Moutier après le 18 mars, c'est-à-dire trois mois avant le scrutin,
ne pourra y prendre part. Cette mesure permet d'éviter le tourisme électoral redouté
par les deux camps. Pour autant, rien ne semble, jusqu'à présent, attester d'un tel
phénomène. 26

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 25.08.2016
KAREL ZIEHLI

Crémines et Grandval ne voteront finalement pas sur leur appartenance cantonale,
comme initialement prévu. Le motif invoqué est le même pour les deux communes: un
projet de fusion entre les communes de Grandval, d'Eschert, de Corcelles et de
Crémines est privilégié par les autorités de Crémines et de Grandval, abandonnant de
facto le projet voulu par une partie des habitants de passer du canton de Berne au
canton du Jura. Les autorités des deux communes réagissent à des pétitions déposées
par leurs citoyens respectifs (signées par 122 habitants pour la commune de Crémines,
soit près d'un quart de la population et 120 pour la commune de Grandval, représentant
plus d'un quart des habitants), demandant aux autorités d'aller dans la direction du
projet de fusion et d'abandonner la votation sur leur appartenance cantonale. Ainsi,
même en cas d'échec du projet de fusion – dont la votation est prévue le 26 novembre
2017 – ces deux communes resteront, pour l'heure, bernoises. Les communes
bernoises de Sorvilier et de Belprahon seront donc les seules à voter sur leur
appartenance cantonale le 17 septembre 2017. 27

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 05.05.2017
KAREL ZIEHLI

Dans le cadre de la votation sur le changement d'appartenance cantonale de la ville
bernoise de Moutier, l'hôpital prévôtois est source de conflits. En effet, en tant
qu'employeur de première importance dans cette région-ci du Jura bernois – 330
personnes y sont employées – toute décision quant à son avenir pourrait avoir une
influence significative sur le vote du 18 juin 2017. En cas de changement cantonal, le
gouvernement bernois exclut toute possibilité de planification hospitalière commune,
ainsi que toute ouverture de l'actionnariat de l'Hôpital du Jura bernois (HJB) – le
canton de Berne étant actionnaire à 100%. 
De plus, le canton du Jura s'est plaint, auprès de la conseillère fédérale en charge du
bon déroulement du scrutin, Simonetta Sommaruga, ainsi qu'auprès du canton de
Berne, des agissements des responsables de l'hôpital. Le conseiller d'Etat jurassien
Charles Juillard (JU, cvp/pdc) remet en question l'engagement de ces derniers, qui ont
fait part – par l'envoi de lettres et de publication d'annonces – de leurs inquiétudes
quant aux incertitudes qu'un changement de canton pouvaient impliquer. Ces propos
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ont poussé le conseiller d'Etat jurassien à dire qu'il s'agissait d'une prise de position
claire en faveur du maintien de la cité prévôtoise au sein du canton de Berne. Anthony
Picard, le Président du Conseil d'administration de l'hôpital en question, justifie ses
craintes par la proximité de l'hôpital de Delémont – 15 kilomètres séparent les deux
sites – qui est également actif dans les soins aigus. Il redoute qu'en cas de changement
cantonal, l'hôpital de Moutier ne soit amputé d'une partie de ses services. En réponse à
ces propos et actions, le ministre jurassien de l'économie et de la santé, Jacques
Gerber (JU, fdp/plr), a tenu à préciser que la feuille de route pour cette votation
n'incluait pas la négociation des futures prestations de cet hôpital en cas de
changement cantonal et qu'aucune modification des services n'était à prévoir avant
2021. 
En février déjà, l'hôpital prévôtois était au centre de tensions quant à d'éventuelles
pressions et menaces d'intimidation dénoncées par des membres du personnel ainsi
que par des patients, poussant le maire de la ville de Moutier, Marcel Winistoerfer (BE,
pdc/cvp) à remettre une lettre à Pierre-Alain Schnegg (BE, svp/udc) – le conseiller
d'Etat bernois garant officiel de la régularité du scrutin – pour que cela ne se
reproduise pas. 28

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die Kantone Bern, Freiburg, Neuenburg und Solothurn, zu denen sich später auch noch
der Jura gesellte, beschlossen, einen "Wirtschaftsraum Mittelland" zu gründen. In
dessen Rahmen soll insbesondere die Zusammenarbeit im Bildungs-,
Wirtschaftsförderungs- und Verkehrsbereich verbessert werden.

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturgefahren

Obschon die Kantone seit 1991 den Auftrag haben, Gefahrenkarten zu erstellen, sind
erst 30% dieser Karten erstellt und nur 15% umgesetzt. Appenzell Innerrhoden, Glarus,
Nid- und Obwalden haben bereits rund zwei Drittel der Gefahrenkarten angefertigt;
dagegen sind die Kantone Jura, Waadt, Schwyz, Basel-Land, Aargau, St. Gallen und
Thurgau mit ihrer Dokumentation stark im Verzug. Am weitesten fortgeschritten sind
jene Kantone, die bisher am schwersten von Naturereignissen betroffen waren. 29

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 21.01.2006
MAGDALENA BERNATH

Abfälle

L’Office des eaux et de la protection de la nature (OEPN) du canton du Jura a approuvé
le projet d’assainissement de la décharge de Bonfol des huit entreprises chimiques
bâloises (BCI). Sa décision est toutefois assortie de 54 demandes de compléments sur
le traitement de l’air et la sécurité. Ceux-ci reprennent certains points qui avaient été
mis à l’index par le Collectif Bonfol (Pro Natura, WWF, SIB et les Verts français), tels que
le traitement de l’air et la sécurité des travailleurs comme de la population. La
faisabilité de la construction de la halle métallique posait aussi problème pour l’OEPN.
Ce point litigieux a pu être levé, car, entre-temps, le BCI a abandonné cette solution et
a cherché un autre type de couverture pour la décharge. Répondant à l’OEPN, le BCI a
accepté de donner les compléments, sauf sur deux points d’achoppement :
l’implantation de deux piézomètres supplémentaires pour surveiller l’activité
souterraine de la décharge, et la nécessité de réaliser une étude d’impact sur
l’environnement pour tout ce qui touche au conditionnement des déchets avant que
ceux-ci soient chargés sur train et acheminés vers des stations d’incinération
étrangères. 30

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 10.11.2004
PHILIPPE BERCLAZ
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Sollicité pour son avis de droit par le canton du Jura, le Conseil fédéral a estimé que
l’assainissement de la décharge chimique de Bonfol ne nécessitait pas la réalisation
d’une étude d’impact sur l’environnement pour l’excavation et le conditionnement des
déchets. À la date butoir de juin, les huit entreprises chimiques bâloise (BCi) n’ont pu
rendre que le tiers des compléments exigés par l’Office des eaux et de la protection de
la nature (OEPN) du canton du Jura. Elles ont révélé ne pas pouvoir fournir les autres,
car ils devaient être élaborés avec les consortiums qui réaliseront l’assainissement de la
décharge. Or, la désignation de ces entreprises n’avait pas pu être faite, car le canton
du Jura n’avait pas encore approuvé le projet d’assainissement. Le financement
constituait le nœud de la discorde. Le canton du Jura refusait de parapher le document
tant que la BCi ne s’était pas engagée par écrit à ne rien réclamer au canton du Jura ou
à la commune de Bonfol au titre de participation à l’assainissement. La chimie bâloise
n’était pas d’accord sur ce point et exigeait une négociation sur les responsabilités, car,
selon elle, la loi oblige tous les responsables d’un site pollué à passer à la caisse.
Interpellé par le conseiller national Rennwald (ps, JU) sur ce différend financier, le
Conseil fédéral a répondu qu’il ne dispose qu’aucune base légale pour intervenir dans
la répartition des coûts. Mais, il a toutefois estimé que la BCi devait assumer les coûts
jusqu’à ce qu’une décision définitive soit prise ou qu’un accord conclu. 31

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 05.10.2005
PHILIPPE BERCLAZ

En Suisse romande, un nouvel acteur du traitement des déchets est né de la fusion du
Centre régional d’incinération des ordures ménagères (Cridor, à la Chaux-de-Fonds) et
de la Société anonyme pour l’incinération des ordures et des déchets (Saiod, à
Colombier). La nouvelle société, du nom de Vadec (Réseau de valorisation des déchets
de l’Arc jurassien), s’occupe désormais du traitement des déchets d’une zone couvrant
le canton du Jura, le Jura bernois, le canton de Neuchâtel et le Nord vaudois, soit 260
communes totalisant 355 000 habitants. L’opération doit permettre de rationaliser la
gestion des déchets et de mettre en place une stratégie ambitieuse de valorisation,
notamment à travers la production d’énergie. 32

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 19.02.2008
NICOLAS FREYMOND

Après huit ans, les représentants de la chimie bâloise, de Greenpeace et de la
Fondation Edith Maryon sont finalement parvenus à un accord concernant
l’assainissement de la décharge de Bonfol (JU) grâce à la médiation de la justice
jurassienne. Greenpeace a obtenu l’élimination par oxydation de quelque 2000 litres
de mazout. La chimie bâloise a en outre concédé des analyses et mesures d’émissions
sur la propriété de la Fondation Maryon. Au total, la société chargée de l’assainissement
de la décharge (BCI) a dépensé 8 millions de francs pour obtenir la levée des
oppositions et le droit de lancer ses travaux. Le canton ayant octroyé les autorisations
nécessaires, les travaux ont débuté rapidement et dureront jusqu’en 2014. 33

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 16.05.2008
NICOLAS FREYMOND

Les représentants de la chimie bâloise ont déposé une requête auprès du
gouvernement jurassien concernant la répartition des coûts relatifs à l’assainissement
de la décharge de Bonfol (JU). Débutés l’année précédente, les travaux sont estimés à
350 millions de francs, montant à la charge de la société exploitant la décharge (BCI).
Celle-ci étant la propriété commune de plusieurs firmes bâloises (Ciba, Clariant,
Novartis, Syngenta, etc.), il s’agit dès lors de savoir comment les coûts de
l’assainissement seront répartis entre ces dernières. Lesdites firmes ont d’ores et déjà
convenu entre elles d’une répartition, mais il revient au canton du Jura et à la
commune de Bonfol d’en décider formellement. Sur le terrain, les travaux ont progressé
conformément aux délais prévus et sont censés se terminer en 2014. 34

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.04.2009
NICOLAS FREYMOND
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Im Juni stellten die Bildungsdirektorin des Kantons Jura und ihre beiden Amtskollegen
aus Bern und Neuenburg das Projekt für eine gemeinsame Pädagogische Hochschule
(HEP-BEJUNE) vor, die ab August 2001 die Lehrerausbildung für alle drei Kantone mit
Zweigstellen in La Chaux-de-Fonds, Porrentruy und Biel gewährleisten soll. 35

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 06.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Berichtsjahr gaben die Bildungsdirektoren der Romandie und des Tessins (BE, FR,
GE, JU, NE, TI, VD, VS) ein Konzept zur Harmonisierung der Lernziele (plan d’études-
cadres romand d’harmonisation des objectifs d’apprentissage, PECARO) in die
Vernehmlassung. PECARO definiert nicht nur die Lernschwerpunkte für die drei
Altersstufen (1.-2., 3.-6. und 7.-9. Schuljahr), sondern legt auch fest, wie viel Zeit die
Lehrkräfte für die Vermittlung des entsprechenden Lernstoffes aufzuwenden haben.
Einige Waadtländer Parlamentarier und Elternvereinigungen drohten mit dem
Referendum, weil sie befürchteten, die Kontrolle über die obligatorische Schule zu
verlieren. 36

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.09.2004
MAGDALENA BERNATH

2004 hatten die Bildungsdirektoren der Romandie und des Tessins (BE, FR, GE, JU, NE,
TI, VD, VS) ein Konzept zur Harmonisierung der Lernziele (PECARO) in die
Vernehmlassung gegeben. PECARO definiert nicht nur die Lernschwerpunkte für die
drei Altersstufen (1.-2., 3.-6. und 7.-9. Schuljahr), sondern legt auch fest, wie viel Zeit
die Lehrkräfte für die Vermittlung des entsprechenden Lernstoffes aufzuwenden
haben. In der Konsultation stiess das Konzept auf ein positives Echo, sowohl bei den
Lehrkräften als auch bei den Eltern. PECARO soll in einer interkantonalen Vereinbarung
verankert werden, die ab 2007 den kantonalen Parlamenten zur Genehmigung
unterbreitet wird. 37

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 16.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Berichtsjahr hiessen die Parlamente weiterer neun Kantone (BE, GL, GR, JU, NE, NW,
SG, VD, VS) den Beitritt zum Konkordat für die Harmonisierung der obligatorischen
Schule (HarmoS) gut. Allerdings entdeckte die SVP mit dem Widerstand gegen HarmoS
ein Betätigungsfeld um ihre Opposition in der Bildungspolitik auszuleben und
bekämpfte die Harmonisierung der Volksschule mit Hilfe ihrer Kantonalparteien. 38

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.09.2008
ANDREA MOSIMANN

Hochschulen

Die beinahe einstimmige Zustimmung der Zentralschweizer Kantonsparlamente zum
FHS-Konkordat ebnete den Weg zur Fachhochschule Zentralschweiz (FHZ). Der
Konkordatsrat als politisches Leitorgan und oberste vollziehende Behörde der FHZ
konnte zu Jahresbeginn seine Arbeit aufnehmen. In einer Absichtserklärung
bekräftigten die Erziehungsdirektoren der Kantone Neuenburg, Jura und Bern ihren
Willen zur Schaffung einer einzigen Ingenieurschule. Mit der Fusionierung der
bisherigen Schulen von Le Locle (NE) und St. Imier (BE) soll die neue Schule als Teil der
FHS Westschweiz künftig ihren Standort in St. Imier haben. 39

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 26.09.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Kanton Bern beteiligte sich an der von den Westschweizer Kantonen betriebenen
Fachhochschule Westschweiz (HES-SO), indem er die Ecole d’ingénieurs von St. Imier
in die von Jura und Neuenburg betriebene Hochschule ARC Bern-Jura-Neuenburg
überführte sowie durch ein Engagement an der Fachhochschule Westschweiz für
Gesundheit und soziale Arbeit. 40

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.09.2004
MAGDALENA BERNATH
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Nach einem Streit zwischen den Kantonen Bern, Jura und Neuenburg um die Standorte
der Fachhochschule Jurabogen (HE-Arc) konnte ein Kompromiss erzielt werden. Der
Streit um die Standorte war ausgebrochen, als die Neuenburger Kantonsregierung
zwecks Abbau von Spannungen zwischen dem oberen und unteren Kantonsteil
angekündigt hatte, dass La Chaux-de-Fonds Standort der Ingenieurausbildung werden
soll. Bern und Jura fühlten sich übergangen, da sie im Rahmen der vom
Fachhochschulverband der Westschweiz geforderten Standortkonzentration bereit
waren, ihre Schulen in Saint-Imier und Delémont auf Aussenstellen herabzustufen. La
Chaux-de-Fonds und Le Locle stimmten dem vorläufigen Wegzug ihrer
Ingenieurausbildung nach Neuenburg schliesslich aber doch zu. 41

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.04.2007
LINDA ROHRER

Die Fachhochschule Westschweiz (HES-SO) soll mehr Autonomie erhalten. Im
November wurde ein entsprechender Vorschlag präsentiert, welcher noch vom
Bundesrat genehmigt werden muss. Die geltende Struktur der Fachhochschule wird
vom Bund seit längerem kritisiert. Er beanstandet hauptsächlich den grossen Einfluss
der Trägerkantone auf die Tätigkeit der Schulen. Gemäss dem vorgestellten Entwurf soll
die HES-SO künftig durch ein Rektorat von 3 bis 5 Mitgliedern geleitet werden. Die
Kantone behalten allerdings eine starke Stellung und bleiben insbesondere auch für die
Nomination der Professorinnen und Professoren zuständig. 42

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 29.11.2008
ANDREA MOSIMANN

Im August wurde ein im Auftrag von Bundesrätin Leuthard erarbeiteter Expertenbericht
zur zukünftigen Organisation der Westschweizer Fachhochschule HES-SO vorgestellt.
Im Zentrum des Papiers steht die Frage, ob der Ende 2008 von der HES-SO
ausgearbeitete Entwurf zu einem neuen Trägerkonkordat die seit mehreren Jahren
bestehenden Auflagen des Bundesrates bezüglich Führungsstruktur und Organisation
erfüllt. Die Expertengruppe unter der Leitung der früheren SP-Nationalrätin und
Bildungspolitikerin Barbara Haering erachtete den Entwurf als ungenügend. Sie
kritisierte den grossen Einfluss der Erziehungsdirektoren der sieben Trägerkantone (BE,
FR, GE, JU, NE, VD und VS) und forderte eine Stärkung des Rektorats auf Kosten des
strategischen Ausschusses. Schliesslich empfahl sie die Einführung eines einheitlichen
Qualitätssicherungssystems für die ganze Fachhochschule. 43

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 13.10.2009
ANDREA MOSIMANN

Kultur, Sprache, Kirchen

Film

Im Mai gründeten die sechs Westschweizer Kantone Genf, Waadt, Wallis, Neuenburg,
Freiburg und Jura zusammen mit Vertretern der Städte Lausanne und Genf eine
Westschweizer Filmstiftung. Dotiert mit 10 Mio. CHF jährlich, soll die Fondation
romande pour le cinéma die Westschweizer Filmförderung koordinieren und
professionalisieren. 44
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